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Drucksache lV/1721 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Übereinkommen Nr. 114 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation vom 19. Juni 1959 über den 
Heuervertrag der Fischer 

— Drucksache lV/1592 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dörinkel 


Das Plenum des Deutschen Bundestages hat den 
Ratifikationsgesetzentwurf in der 94. Sitzung am 
6. November 1963 an den Ausschuß für Arbeit über- 
wiesen. 

Der Ausschuß befaßte sich in seiner 61. Sitzung 
am 27. November 1963 mit der Gesetzes Vorlage und 
stimmte ihr nach Anhörung der Begründung durch 
den Regierungsvertreter zu. 

Das von der Internationalen Arbeitskonferenz im 
Jahre 1959 angenommene Übereinkommen ent- 
spricht sachlich weitgehend dem Übereinkommen 
Nr. 22 über den Heuervertrag der Schiffsleute aus 
dem Jahre 1926, das noch vom Deutschen Reich ra- 
tifiziert wurde und für die Bundesrepublik weiter- 
gilt. Die beiden ersten Artikel des neuen Überein- 
kommens enthalten Begriffsbestimmungen; die üb- 
rigen materiellen Vorschriften regeln die Form, die 
Modalitäten des Abschlusses und den Inhalt von 
Heuerverträgen für Personen, die in der Seefische- 
rei beschäftigt sind. Die zum Teil sehr ins einzelne 
gehenden Vorschriften sind wahrscheinlich der 
Grund dafür, daß das Übereinkommen bisher nur 
von 10 Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
organisation und damit noch nicht einmal von dem 


zehnten Teil ihrer Mitglieder ratifizert worden ist. 
(Zu den in der Denkschrift genannten acht Staaten 
sind kürzlich noch Belgien und Tunesien hinzuge- 
kommen.) Da sich aber jetzt hierunter zwei Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft befinden, hielt es die Bundesregierung für 
richtig, den gesetzgebenden Körperschaften den 
Entwurf für ein Zustimmungsgesetz zu dem Über- 
einkommen vorzulegen. 

Die durch eine Ratifizierung des Übereinkommens 
einzugehenden völkerrechtlichen Verpflichtungen 
werden in Deutschland durch das Seemannsgesetz 
von 1957 und die einschlägigen Tarifverträge er- 
füllt. Eine Änderung des geltenden deutschen Rechts 
ist weder beabsichtigt, noch wird sie bei einer Rati- 
fizierung des Übereinkommens nötig. 

Das Übereinkommen Nr. 114 wird nach seiner 
Ratifizierung das vierzigste Übereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation sein, das in der 
Bundesrepublik gilt. 

Der Bundesrat hat in seiner 261. Sitzung am 
25. Oktober 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG be- 
schlossen, gegen den Entwurf keine Einwendungen 
zu erheben. 


Bonn, den 5. Dezember 1963 


Dr. Dörinkel 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1592 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 5. Dezember 1963 


Der Ausschuß 

Sdieppmann 

Vorsitzender 


für Arbeit 

Dr. Dörinkel 

Berichterstatter 
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